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Sozialpolitik / Gesundheitsreform / Versorgung alter Menschen

· Die Liberalen Demokraten nehmen mit großer Besorgnis die ihnen von Teilen der Ärzteschaft vorgetragene Verschlechterung in der medizinischen Versorgung alter Menschen zur Kenntnis.

· Sie stellen fest, dass nunmehr das Prinzip der Eigenverantwortung auf alte Menschen in dem Sinne angewendet wird, als dass man ihnen weiterversorgende Maßnahmen nach Unfällen oder Krankenhausbehandlungen massiv kürzt oder gar versagt.

· Sie wehren sich gegen die zunehmende Gängelung und Bevormundung der Ärzteschaft durch die Krankenkassen, die dazu führt, dass die angeordneten medizinischen Maßnahmen angezweifelt werden oder deren Durchführung aus Kostengründen gar behindert wird.

· Sie setzen sich mit allen Mitteln dafür ein, dass alten Menschen, die ein Leben lang Krankenkassenbeiträge gezahlt und offensichtlich dank ihrer guten Gesundheit ein hohes Lebensalter erzielt und somit geringe Kosten verursacht haben, wieder eine ihrem Alter entsprechende und notwendige Versorgung gegeben wird. 

· Sie verweisen auf die Widersprüchlichkeit und somit Unglaubwürdigkeit der politischen Argumentation und des politischen Handels, wenn einerseits für  den „humanitären“ Kosovo – Krieg Milliarden zur Verfügung stehen, andererseits aber für „humanitäre“ medizinische Behandlung der eigenen Bevölkerung diese Maxime nicht gilt, geschweige denn ausreichend finanzielle Mittel zur Verfügung gestellt werden,

· Sie fordern das Gesundheitsministerium auf, den eingeschlagenen Weg zu verlassen und sich auf das Wesentliche zu besinnen, nämlich auf eine den medizinischen Erkenntnissen angemessene, verantwortbare und menschenwürdige Behandlung von Patienten, ohne Ansehen der Person und des Einkommens. Dies gilt nicht nur für alte Menschen, sondern auch für chronisch Kranke und HIV – Patienten.

Alterspolitik der Liberalen Demokraten – Die Sozialliberalen -  
- Sie setzen sich für die Aufrechterhaltung und Unantastbarkeit  der Würde, die Beachtung der individuellen Bedürfnisse und die gesellschaftliche Anerkennung der alten Menschen ein.

- Der Grad der Selbstverwirklichung und Selbstbestimmung bedingt das Maß an Zufriedenheit, Glück und Wohlbefinden auch und gerade des alten Menschen!

- Sie wollen eine Alterspolitik in Deutschland, die sich an den tatsächlichen Bedürfnissen orientiert und damit auch andere Wohn- und Lebensformen ermöglicht,  deshalb müssen die Betroffenen an den Entscheidungen, die ihren Alltag formen, mitbestimmen können!

- Sie wollen, dass Alterspolitik, Altenarbeit und Altenhilfe immer zuerst auf die Möglichkeit der Selbsthilfe alter Menschen ausgerichtet ist. 

- Überpflegtheit ist das Gegenteil von Selbstbestimmung und trägt nicht zum Wohlbefinden bei, wenn man „Befinden“ subjektiv bewertet, nicht objektiv!

- Sie wollen, dass alle notwendigen sozialen und (oder) pflegerischen Hilfen der Erhaltung oder Wiederherstellung von größtmöglicher Unabhängigkeit und Selbständigkeit alter Menschen dienen und nicht etwa dazu beitragen, alte Menschen wegen einer eingetretenen Hilflosigkeit in irgendeiner Form zu unmündigen Objekten von Hilfseinrichtungen oder Helfern machen.

- Versorgung soviel wie notwendig  (und das dann großzügig und optimal) und so wenig, wie möglich (Überangebot an Altenhilfe schafft sich zu nehmend  ihre Klienten).

- Sie wollen, dass ambulante und stationäre Einrichtungen im Bereich der Altenhilfe (Begegnungsstätten, Sozialstationen, Altenheime, Pflegeheime etc.) weniger totale Versorgung anbieten (also Hilfe), als vielmehr Hilfen zur Selbsthilfe, um eine weitmögliche Eigenbestimmung zu erhalten.

- Sie wollen ein verstärktes Mitspracherecht der alten Menschen in den Kommunen, z. B. in Form von Altenbeiräten.

- Die finanzielle (existenzielle) Absicherung im Alter sollte für Männer wie Frauen  gleichermaßen durch die Gesellschaft (den Staat) gewährleistet sein, z. B.  durch die Schaffung einer Grundrente!

- Die Würde des älteren Menschen misst sich nicht nur an der Lückenlosigkeit des sozialen Netzes, sondern auch an dem Ausmaß, in dem die Betroffenen an den Entscheidungen, die ihren Alltag formen, mitbestimmen können!

- Die Beurteilung der Lern- und Handlungsfähigkeit eines Menschen, sollte immer davon ausgehen, was sich an positiven Möglichkeiten vorhanden ist und sollte sich nicht an der Feststellung der objektiven Defizite orientieren!

- Fazit: Selbsthilfe! 

- Wenn das nicht möglich ist: Hilfe zur Selbsthilfe!

- Erst wenn das auch nicht möglich ist, dann: Hilfe

- Bevor ältere Menschen in Heime kommen, sind alle Möglichkeiten auszuschöpfen, die eine Unterbringung in der gewohnten Umgebung (möglichst die eigene Wohnung) zu lassen.

(Beschlossen: 29. Bundesparteitag der Liberalen Demokraten am o7. Oktober 2000 in Freiburg / Breisgau)
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